
zu gewissen Einschränkungen zwingenden Eingriff in 
seine persönlichen Vermögensverhältnisse darstellt, an­
dererseits unter Berücksichtigung aller Umstände eine 
realisierbare Forderung ist (vgl. Beschluß des Präsi­
diums des Obersten Gerichts zur Anwendung der Geld­
strafe und des Strafbefehlsverfahrens vom 9. Juli 1971 
- I Pr 1 - 112 - 3/71 - [NJ-Beilage 6/71 zu Heft 15]).

Familienrecht

§ 24 FGB; OG-Beschluß über die erzieherische Tätig­
keit der Gerichte zur Erhaltung von Ehen vom 24. Juni 
1970.

1. Die Nichteinhaltung der Jahresfrist nach Ziff. 3.11. 
des OG-Beschlusses über die erzieherische Tätigkeit der 
Gerichte zur Erhaltung von Ehen ist dann kein ent­
scheidendes Kriterium für ein weiteres klagabweisen­
des Urteil, wenn zwischen Klagabweisung und erneu­
ter Klageinreichung neue Umstände hinzutreten, die 
allein oder im Zusammenhang mit den früheren Fest­
stellungen geeignet sein könnten, eine andere Beurtei­
lung der Ehesituation herbeizuführen. Es ist nicht not­
wendig, daß der neue Umstand allein die Scheidung be­
wirkt; er ist vielmehr mit allen anderen, den Stand 
der ehelichen Beziehungen betreffenden Tatsachen zu 
würdigen.
2. Die moralische Bewertung leichtfertigen Verhaltens 
zu Ehe und Familie reicht allein nicht aus, um über 
Fortbestand oder Scheidung der Ehe befinden zu kön­
nen.
3. Haben die Ehegatten minderjährige Kinder, so ist 
im Eheverfahren zu untersuchen, ob der Zustand der 
ehelichen Beziehungen bei objektiver Betrachtung noch 
eine ausreichende Grundlage für eine gemeinsame Er­
ziehung bietet.

OG, Urt. vom 16. November 1971 — 1 ZzF 19/71.

Die Parteien haben 1959 die Ehe geschlossen, aus der 
drei Kinder hervorgegangen sind. Der letzte eheliche 
Verkehr hat im Jahre 1968 stattgefunden. Seither lebt 
der Kläger von seiner Familie getrennt. Er hat sich 
im Frühjahr 1967 einer anderen Frau zugewandt, mit 
der er zusammenlebt. Aus diesem Verhältnis ist ein im 
April 1968 geborenes Kind hervorgegangen.
Seit 1968 betreibt der Kläger die Auflösung der Ehe. 
Seine ersten beiden Klagen hat er wieder zurückge­
nommen, eine echte Aussöhnungsbereitschaft hat er je­
doch nicht erkennen lassen. Dem Versuch gesellschaft­
licher Kräfte, eheerhaltend zu wirken, hat er sich durch 
Arbeitsplatzwechsel entzogen. Eine im Oktober 1969 
eingereichte Scheidungsklage wurde abgewiesen. Die 
Entscheidung ist seit dem 31. August 1970 rechtskräftig. 
In ihr wird dargelegt, daß der Kläger in der Vergan­
genheit eine schwankende Haltung zur Fortführung der 
Ehe eingenommen habe. Die ehelichen Differenzen 
seien allein auf die Beziehungen zur Zeugin R. zurück­
zuführen. Der Kläger sei verpflichtet, zu seiner Fami­
lie zurückzukehren, um dieser gegenüber seinen Auf­
gaben gerecht werden zu können, über die er sich 
leichtfertig hinweggesetzt habe. Die Verklagte sei be­
reit, ihm seinen Fehltritt zu verzeihen.
Im März 1971 hat der Kläger die vierte Scheidungs­
klage erhoben. Die Verklagte hat wiederum um Klag­
abweisung ersucht. Das Kreisgericht hat auch diese 
Klage abgewiesen. Seine Entscheidung hat es im we­
sentlichen wie folgt begründet: Ein leichtfertigtes Ver­
halten zu Ehe und Familie werde von der Gesellschaft 
nicht gebilligt. Entsprechend dem Beschluß des Ple­
nums des Obersten Gerichts über die erzieherische Tä­
tigkeit der Gerichte zur Erhaltung von Ehen vom

24. Juni 1970 (NJ-Beilage 3/70 zu Heft 15) könnten im 
allgemeinen Klagen, die — wie in diesem Verfahren — 
vor Ablauf eines Jahres erneut von demselben Ehe­
gatten erhoben werden, nicht zum Erfolg führen, da die 
Verwirklichung der im klagabweisenden Urteil zur 
Überwindung der ehelichen Differenzen gegebenen 
Hinweise eine gewisse Zeit in Anspruch nehme. Neue 
Umstände, welche das Klagbegehren rechtfertigen 
könnten, seien nicht festzustellen gewesen. Der Vor­
trag des Klägers, daß die Zeugin zum zweiten Male 
von ihm schwanger wäre, sei kein Umstand, der un­
bedingt eine Scheidung rechtfertige.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat in den Mittelpunkt seiner erneu­
ten klagabweisenden Entscheidung die Darlegungen im 
Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts über die 
erzieherische Tätigkeit der Gerichte zur Erhaltung von 
Ehen vom 24. Juni 1970 gestellt, daß im allgemeinen 
Klagen, die vor Ablauf eines Jahres nach vorangegan­
gener Klagabweisung von demselben Ehegatten erho­
ben werden, nicht zum Erfolg führen können 
(Ziff. 3.11.). Diese Orientierung ist im engen Zusam­
menhang mit den vorangehenden Ausführungen zur 
Klagabweisung zu sehen. In letzteren wird die Forde­
rung erhoben, jeweils sorgfältig zu prüfen, ob und auf 
welche Weise unter Einschaltung gesellschaftlicher 
Kräfte, gesellschaftlicher Organisationen und staat­
licher Organe die Wiederherstellung harmonischer Ver­
hältnisse zwischen den Ehegatten erreicht werden kann. 
Es liegt auf der Hand, daß die Verwirklichung derarti­
ger Bemühungen und auch sonstiger erzieherischer 
Hinweise eine angemessene Zeit in Anspruch nimmt, 
die nach Möglichkeit nicht durch eine kurzfristige Wie­
derholung der Scheidungsklage durchkreuzt werden 
sollen. Zugleich wird deutlich gemacht, daß mangelnde 
ernstliche Scheidungsgründe nicht durch eine schnelle 
Folge von Eheverfahren ersetzt werden können.
Die Zivilkammer hat sich zu Recht zunächst dieser Pro­
blematik zugewandt, dabei jedoch nicht alle Aspekte 
erfaßt. So kann die Nichteinhaltung der Jahresfrist 
dann kein entscheidendes Kriterium für ein weiteres 
klagabweisendes Urteil mehr sein, wenn zwischen 
Klagabweisung und erneuter Klageinreichung neue 
Umstände hinzutreten, die allein oder im Zusammen­
hang mit den früheren Feststellungen geeignet sein 
könnten, eine andere Beurteilung der Ehesituation her­
beizuführen. Der Kläger hat bei seiner Vernehmung 
erklärt, daß Frau R. von ihm erneut schwanger sei. 
Sollte dies zutreffen, wäre das entgegen der Auffas­
sung des Kreisgerichts ein nicht unbeachtlicher Um­
stand, der eine Klageinreichung vor Ablauf eines Jah­
res rechtfertigen könnte. Es darf nicht übersehen wer­
den, daß die Geburt eines weiteren Kindes geeignet 
sein kann, die Bindungen des Klägers zu der Frau, mit 
der er bereits seit mehreren Jahren in einem eheähn­
lichen Verhältnis zusammenlebt, zu vertiefen und die 
eheliche Gesinnung noch weiter zu zerstören. Wie sich 
aus dem Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 24. Juni 1970 ergibt, ist es nicht notwendig, daß 
der neue Umstand allein die Scheidung bewirkt. Er ist 
vielmehr im Zusammenhang mit allen anderen, den 
Stand der ehelichen Beziehungen betreffenden Tat­
sachen zu würdigen.
Es ist auch zu beanstanden, daß das Kreisgericht in 
dem mit Klagabweisung endenden Vorverfahren, von 
einigen nur allgemein gehaltenen Hin weisen abgesehen, 
nicht versucht hat, durch Festlegung zweckdienlicher 
Maßnahmen, insbesondere durch Einschaltung gesell­
schaftlicher Kräfte, zur Überwindung der ehelichen
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